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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 19. September 2024 

 
 
Die nachträgliche Korrektur von Rechnungen entfaltet im Hinblick 
auf die Voraussetzungen des § 14a Abs. 7 UStG keine 
Rückwirkung (Anschluss an das EuGH-Urteil Luxury Trust 
Automobil vom 08.12.2022 - C-247/21, EU:C:2022:966). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Antrag gemäß § 32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 4 Halbsatz 1 i.V.m. § 
32d Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 Buchst. a EStG kann für denjenigen 
Veranlagungszeitraum, in dem eine Beteiligung veräußert wird, als 
erstes Antragsjahr gestellt werden, wenn der Antragsteller in 
diesem Veranlagungszeitraum bis zur Veräußerung zu 
irgendeinem Zeitpunkt in ausreichendem Umfang an der 
Kapitalgesellschaft beteiligt ist. Das Erzielen von Kapitalerträgen 
gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EStG in diesem 
Veranlagungszeitraum ist nicht erforderlich; es genügt die 
abstrakte Möglichkeit, aus der Beteiligung Kapitalerträge erzielen 
zu können. 
 
Zum Urteil 
 
 
Ein elektronisches Dokument ist jedenfalls bei führender 
elektronischer Akte nur dann im Sinne des § 52a Abs. 2 Satz 1 
FGO für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet, wenn es in 
einem der in § 2 Abs. 1 ERVV genannten Dateiformate in der 
elektronischen Poststelle des Gerichts eingegangen ist. Ein 
Dokument, das bei einem Gericht nicht in dem nach § 52a Abs. 2 
Satz 1 FGO i.V.m. § 2 Abs. 1 ERVV vorgeschriebenen Dateiformat 
PDF eingereicht wird, ist danach nicht formgerecht und wird nicht 
wirksam an das Gericht übermittelt. Eine Verletzung dieser 
Formvorschrift begründet grundsätzlich ein die Wiedereinsetzung 
nach § 56 FGO hinderndes Verschulden, da für solche Fälle 
bereits die Vorschrift des § 52a Abs. 6 FGO eine 
verschuldensunabhängige Heilung vorsieht. 
 
Zum Urteil 
 
 

Urteil XI R 35/22 (XI R 
14/20): Keine rück-
wirkende Korrektur von 
Rechnungen bei 
fehlendem Hinweis auf 
ein innergemeinschaft-
liches Dreiecks-
geschäft 
 
 
 
25. April 2024 
 

Urteil VIII R 37/23: 
Wegfall der Antrags-
voraussetzungen 
nach der Option zum 
Teileinkünfteverfahren 
 
 
 
 
 
 
17. Juli 2024 
 

 

 
Beschluss V R 1/24: 
Zwingendes 
Dateiformat 
elektronischer 
Dokumente 
 
 
 
 
 
 
30. August 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410162/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410161/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410160/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Werterhöhung von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft als Schenkung 
§ 7 Abs. 8 Satz 1 ErbStG fingiert eine Schenkung. Die Freigebigkeit der Leistung 
an die Gesellschaft ist anders als beim Grundtatbestand des § 7 Abs. 1 Nr. 1 
ErbStG nicht Voraussetzung für die Steuerbarkeit. Dies hat der BFH in einem 
aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
An einer GmbH war mit einem Geschäftsanteil eine Erbengemeinschaft (3 Brüder 
und deren 7 Kinder, insgesamt zu 1/3) und eine GmbH & Co. KG (zu 2/3) 
beteiligt, an der wiederum die Brüder als Kommanditisten (Kläger) beteiligt waren. 
Mit notariellem Geschäftsanteilskauf- und -abtretungsvertrag vom 10.10.2013 
veräußerten die Miterben den zum Nachlass gehörenden Geschäftsanteil an die 
GmbH, die diesen als eigenen Geschäftsanteil erwarb. Der Kaufpreis wurde auf 
Grundlage einer Unternehmensbewertung v. 31.12.2009 i.H.v. 300.000 Euro 
vereinbart. Im Rahmen des Feststellungsverfahrens wurde der Wert des 
Geschäftsanteils zum 10.10.2013 mit ca. 1,8 Mio. Euro festgestellt. 
Streitig war, ob die Abtretung des Geschäftsanteils an die B-Transport GmbH als 
Schenkung nach § 7 Abs. 8 Satz 1 ErbStG an den mittelbar an der B-Transport 
GmbH beteiligten Kläger anzusehen war und ob der Kläger dabei ggf. 
begünstigtes Vermögen i.S.v. § 13b Abs. 1 Nr. 3 des Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetzes (ErbStG) erworben hat. 
Aufgrund des Unterschieds zwischen dem festgestellten Wert des 
Geschäftsanteils zum 10.10.2013 und des vereinbarten Kaufpreises ging das 
Finanzamt von einer Schenkung i.S.d. § 7 Abs. 8 Satz 1 ErbStG der nicht an der 
B. GmbH & Co. KG beteiligten Miterben zugunsten der Kommanditisten dieser 
Gesellschaft aus.  
Die Klage vor dem Sächsischen Finanzgericht hatte keinen Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an 
das Finanzgericht zurückverwiesen. 
Leistung im Sinne des § 7 Abs. 8 Satz 1 ErbStG ist jedes Tun, Dulden oder 
Unterlassen, das die Hingabe von Vermögen bewirkt. Auch die Abtretung eines 
Anteils an einer Kapitalgesellschaft an diese selbst erfüllt den Leistungsbegriff. 
§ 7 Abs. 8 Satz 1 ErbStG fingiert eine Schenkung. Die Freigebigkeit der Leistung 
an die Gesellschaft ist anders als beim Grundtatbestand des § 7 Abs. 1 Nr. 1 
ErbStG nicht Voraussetzung für die Steuerbarkeit. 
Die Werterhöhung von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft im Sinne des § 7 
Abs. 8 Satz 1 ErbStG ist nach den Regeln des § 11 des Bewertungsgesetzes zu 
ermitteln. Dazu ist der gemeine Wert des Anteils des Bedachten vor der Leistung 
an die Gesellschaft mit dem gemeinen Wert dieses Anteils nach der Leistung zu 
vergleichen. 
Der gemeine Wert der (teil-)unentgeltlich bewirkten Leistung bildet die 
Obergrenze für die Werterhöhung des Anteils nach § 7 Abs. 8 Satz 1 ErbStG. 
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Das Finanzgericht hat rechtsfehlerhaft angenommen, dass die Werterhöhung der 
Anteile an der GmbH im Sinne des § 7 Abs. 8 Satz 1 ErbStG "denklogisch" mit 
dem Wert des teilweise unentgeltlich auf die Gesellschaft übertragenen 
Geschäftsanteils korrespondiert. Hierbei handelt es sich lediglich um eine 
Obergrenze für die Werterhöhung im Sinne des § 7 Abs. 8 Satz 1 ErbStG. Es ist 
in jedem Einzelfall festzustellen, ob die Leistung an die Gesellschaft tatsächlich 
zu einer Werterhöhung von Anteilen an der Kapitalgesellschaft geführt hat. 
Der BFH kann in der Sache nicht selbst entscheiden, ob es nach den oben 
genannten Grundsätzen zu einer Werterhöhung der Gesellschaftsanteile im Sinne 
des § 7 Abs. 8 Satz 1 ErbStG gekommen ist. Für das weitere Verfahren weist der 
BFH darauf hin, dass -sollte eine Werterhöhung der Anteile an der GmbH nach § 
7 Abs. 8 Satz 1 ErbStG vorliegen- diese nicht nach den §§ 13a, 13b ErbStG 
begünstigt wäre. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 10. April 2024 (II R 22/21), veröffentlicht am 12. September 2024. 
 
Positives Eigenkapital ist nach Umwandlung einer GmbH in eine KG für 
Zwecke des § 4 Abs. 4a EStG als Einlage zu berücksichtigen 
Das Finanzgericht Münster hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass im Fall 
der formwechselnden Umwandlung einer GmbH in eine Personengesellschaft das 
von dieser übernommene positive Eigenkapital als (fiktive) Einlage im Rahmen 
des Abzugsverbots für Schuldzinsen nach § 4 Abs. 4a EStG zu berücksichtigen 
ist. 
Sachverhalt 
Die Klägerin ist eine GmbH & Co. KG, die im Jahr 2010 durch formwechselnde 
Umwandlung aus einer GmbH entstanden ist. Neben der Komplementärin, einer 
GmbH, sind an der Klägerin als Kommanditistinnen zwei weitere 
Personengesellschaften beteiligt. 
Das Finanzamt behandelte einen Teil der Schuldzinsen der Klägerin für das 
Streitjahr 2012 als nicht abziehbar nach § 4 Abs. 4a EStG. 
Hiergegen wandte die Klägerin ein, dass diese Vorschrift auf mehrstöckige 
Personengesellschaften keine Anwendung finde. Hilfsweise sei das im Zeitpunkt 
des Formwechsels bestehende positive Eigenkapital der GmbH als Einlage zu 
berücksichtigen, sodass keine Überentnahmen vorlägen. 
Richterliche Entscheidung 
Das Finanzgericht Münster hat der Klage stattgegeben. 
Dabei ist das Gericht der Auffassung der Klägerin, nach der § 4 Abs. 4a EStG auf 
mehrstöckige Personengesellschaften keine Anwendung finde, nicht gefolgt. Die 
Vorschrift sei vielmehr betriebsbezogen zu betrachten, sodass die Hinzurechnung 
für jeden einzelnen Betrieb vorzunehmen sei, für den eine eigenständige 
Gewinnermittlung durchgeführt wird. Eine betriebsübergreifende Betrachtung bei 
Konzernen widerspreche der vom Gesetzgeber angestrebten Vereinfachung. 
Allerdings sei das von der GmbH im Rahmen der Umwandlung übernommene 
positive Eigenkapital als Einlage bei der Berechnung der Über- bzw. 
Unterentnahmen zu berücksichtigen. Damit ist das Gericht der Auffassung der 
Finanzverwaltung entgegengetreten, wonach die Über- bzw. Unterentnahmen im 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410159/
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ZUM SEMINAR 

Zeitpunkt eines Formwechsels einer GmbH stets 0 € betragen, weil § 4 Abs. 4a 
EStG auf Kapitalgesellschaften keine Anwendung finde. 
Letzteres sei zwar richtig, jedoch sei der Einlagenbegriff für Zwecke des § 4 Abs. 
4a EStG in Fällen des Formwechsels normspezifisch auszulegen. Das 
Umwandlungssteuerrecht fingiere bei einem Formwechsel eine 
Vermögensübertragung vom bisherigen auf einen neuen Rechtsträger. Dies 
müsse im Hinblick auf das übernommene Eigenkapital zu einer Einlage beim 
neuen Rechtsträger – hier der Klägerin – führen. 
Dieser Vorgang könne nicht anders beurteilt werden als die Neugründung einer 
Personengesellschaft mit erstmaliger Mittelzuführung durch die Gesellschafter. 
Hierfür spreche auch der Sinn und Zweck des § 4 Abs. 4a EStG, der nach dem 
sog. Eigenkapitalmodell ausgestaltet sei. Das Eigenkapital, das durch Gewinne 
und Einlagen aufgestockt und durch Entnahmen und Verluste verbraucht werde, 
bilde die Grenze dessen, was dem Betrieb entzogen werden darf, ohne die 
Rechtsfolge des § 4 Abs. 4a EStG auszulösen. 
Fundstelle 
Finanzgericht Münster, Urteil vom 12. Juni 2024 (6 K 564/19 G,F), siehe den 
Newsletter September 2024 des Finanzgerichts; die Revision ist beim BFH unter 
dem Az. IV R 10/24 anhängig. 
 

Business Meldungen 
 
Strg Tax - Der Podcast für die Besteuerung der öffentlichen Hand (PwC 
Deutschland) 
  
Tax Compliance Management Systemen bei der öffentlichen Hand im Lichte 
aktueller Themen der Betriebsprüfung 
 
Den Podcast finden Sie hier. 

 
Terminplaner 
  
Die neue Anlage SPIF – (k)ein 
Steuerformular mit sieben Siegeln? 
Webinar, 09.10.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

 
 
 
 
 
 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://www.pwc-events.com/Neue-Anlage-SPIF
https://open.spotify.com/episode/2BdoXjSVEyk3pAZJQvtjpz
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

 
 
 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 171 7603269 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: +49 171 5503930 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
 

 

Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2024 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 
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